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Birgit Geis kandidiert für das
Amt der Bürgermeisterin in

Limburg

Januar 2021

Der Limburger Ortsverband Bündnis 90 / Die
GRÜNEN hat auf seiner Ortsverbandssitzung am
24.10.2020 die Stadträtin Birgit Geis als
Bürgermeisterkandidatin nominiert. Die 64jährige
Birgit Geis aus Dietkirchen, Sachbearbeiterin beim
Sozialamt Limburg­Weilburg, erhielt die einstimmige
Unterstützung der GRÜNEN Basis.

Birgit Geis erklärte, Limburg sei eine lebendige Stadt
mit viel Anziehungskraft, die ihr sehr am Herzen liege.
Schwerpunkt sieht sie vor allem in der Verkehrspolitik.
„Limburg muss zu einer autoarmen Stadt werden. Den
Bürgern muss es leicht gemacht werden auf das Auto zu
verzichten. Hierzu gehört unbedingt die Verbesserung
des Radwegenetzes und des Öffentlichen Personen­
nahverkehrs. "Die autoarme Stadt verringert den CO2­
Ausstoß in Limburg. Hiervon profitieren unsere Kinder
und Enkel und die Bürger von Limburg“, so Birgit Geis.

Auch sprach sich Birgit Geis gegen die Fällung der
gesunden Platanen auf dem Neumarkt aus und forderte
mehr Grün in der Stadt, Infrastruktur für E­Autos und
Car­Sharing in den Stadtteilen. Sie stellte in Frage, ob
ein 25 ha großes Baugebiet in Blumenrod nötig sei, so
lange es in der Innenstadt noch Baulücken und
Wohnungsleerstand gäbe. Limburg brauche kleine,
bezahlbare Wohnungen, auch in den Stadtteilen.

Birgit Geis stammt aus Ellar im Westerwald. Dort
ging sie in die Volksschule bis zur 4. Klasse. Danach
besuchte sie die Marienschule in Limburg. Zur
damaligen Zeit ein Gymnasium zu besuchen war
durchaus selten, besonders wenn es sich um ein

Mädchen aus einer Arbeiterfamilie handelte.
Mit dem Besuch der Marienschule begann die

Verbundenheit von Birgit Geis mit Limburg. Geprägt
durch den Unterricht in Politik und Sozialkunde begann
ihr politisches und gesellschaftliches Engagement. Die
ersten Stationen waren die Katholische Junge
Gemeinde (KJG) und die SPD. Willi Brandts Politik
war begeisternd. 1983 trat sie bei den Grünen ein,
nachdem sie keine Möglichkeit sah, in der SPD gegen
den Bau von Atomkraftwerken und Wiederaufberei­
tungsanlagen und gegen den NATO­Doppelbeschluss
vorzugehen.

Birgit Geis arbeitet seit 19 Jahren als Sachbe­
arbeiterin bei der Kreisverwaltung Limburg­Weilburg,
u. a. im Jobcenter und beim Sozialamt. Sie ist ver­
heiratet und hat drei Kinder und fünf Enkelkinder.

Birgit Geis war schon Mitglied im Ortsbeirat
Dietkirchen und Stadtverordnete. Seit 2011 ist sie
Stadträtin. Aus ihrer Erfahrung als jahrelanger
Pendlerin setzt sie sich für wohnortnahe Arbeitsplätze
ein.

Sie findet, es sei an der Zeit, dass in Limburg eine
Frau Bürgermeisterin wird.
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DIE RECHNUNG BITTE!
Günstiger Atomstrom? Von wegen. Eine neue Studie

zieht Bilanz aus 65 Jahren Atomenergie in Deutschland

„Atomausstieg?” Heinz Smital, Nuklear­Experte der
Umweltschutzorganisation Greenpeace, mag den Be­
griff nicht.

„Die Atomkraft und ihre Schattenseiten werden uns
noch lange begleiten”, sagt er. Zwar endet die atomare
Stromerzeugung in Deutschland 2022. Uran­Brennele­
mente für den Export sollen jedoch weiter produziert
werden, Zwischen­ und Endlagerung sind noch
ungeklärt und der Rückbau abgeschalteter AKWs dürfte
Jahrzehnte dauern.

Also längst kein wirklicher „Schlussstrich“. Ein
wichtiger Schritt aber ist der endgültige AKW­Shut­
down. Zeit also für eine erste Bilanz: Was hat uns die
Atomkraft bislang gekostet? Wie viel Geld floss in
AKWs, Forschungsprojekte, Atommülllager und
­transporte, seit im Oktober 1955 das deutsche
Atomministerium unter Franz­Josef Strauß seine Arbeit
aufnahm? Und: Was könnte noch kommen?»

Laut einer neuen Studie des Forums Ökologisch­
Soziale Marktwirtschaft (FÖS) im Auftrag von
Greenpeace Energy hat der deutsche Staat bisher allein
für Finanzhilfen, Forschungsausgaben oder Steuerver­
günstigungen stolze 287 Milliarden Euro zugunsten der
Atomindustrie aufgebracht. Weitere neun Milliarden
fielen für Leistungen wie Polizeieinsätze bei Castor­
Transporten an — oder für die von der Bundesrepublik
übernommenen Atom­Folgekosten der DDR.

Doch damit ist die Rechnung längst nicht
vollständig: Die so genannten „gesamtgesellschaft­
lichen Kosten” der Atomkraft summierten sich in den
vergangenen 65 Jahren sogar auf mehr als eine Billion
Euro, schätzt das FÖS. Eingerechnet sind darin die
Summen, die Verbraucher*innen für Atomstrom zahlen
mussten, vor allem aber die „ausgelagerten“ Risiken
der Atomkraft. „Dazu zählt etwa das Risiko eines
nuklearen Unfalls, das eigentlich durch Versicherungen
abgedeckt werden müsste, das aber seit Jahrzehnten auf
die Gesellschaft abgewälzt.wird”, sagt Studienleiterin
Swantje Fiedler vom FÖS. Kein Versicherer wagt sich
an Policen für AKWs. Deren Betreiber müssen dank
lascher Haftungsregelungen für den Fall eines
Reaktorunglücks nur einen Bruchteil der zu
erwartenden Schadenssummen zurücklegen.

Auch wenn die FÖS­Rechnung konservativ ist‚ und

einige Posten aus frühen Jahren nur teilweise ermittelt
werden konnten: „Die Zahlen zeigen, dass kein anderer
Energieträger in Deutschland so hoch subventioniert
wurde wie die Atomkraft“, sagt Greenpeace Energy­
Vorstand Sönke Tangermann, als er die Studie mit
Swantje Fiedler und Heinz Smital im September
vorstellt. Und er ergänzt: „Als Instrument im Kampf
gegen den Klimawandel hat sich die auch nach 65 Jah­
ren noch unwirtschaftliche Atomenergie schon allein
wegen der exorbitanten Kosten disqualifiziert.” Tat­
sächlich kostet die Atomkraft laut FÖS auch dann noch
Milliarden, wenn die AKWs nach ihrer Abschaltung
keinen Strom mehr produzieren. Bereits jetzt sind
Kosten von gut sieben Milliarden Euro absehbar: um
marode Atommülllager wie Morsleben und Asse zu sa­
nieren oder um ehemalige AKW­Standorte zurückzu­
bauen. Und die Summe wächst weiter, wenn der 2017
geschaffene Atomfonds nicht ausreicht, um die Kosten
für ein künftiges Endlager zu decken.

Politische Lehren aus der Studie? „Deutschland muss
die Brennelemente­Produktion beenden und alle
Verträge zugunsten der Atomindustrie aufkündigen“,
fordert Tangermann, "das Euratom­ Abkommen etwa
oder die unzureichenden internationalen Haftungsab­
kommen. Dann wäre der deutsche „Atomausstieg“ zu­
mindest etwas konsequenter".

Weitere Informationen zur neuen FÖS­Atomkosten­
Studie: gp­e.de/atomkosten

aus: Greenpeace Energy Herbst 2020, S. 8

1.000.000.000.000 €
1 Billion Euro = finanzielle Belastung für
Staat und Gesellschaft seit dem Einstieg
Deutschlands in die Atomenergie im Jahr

1955
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Grüne Pressearbeit

Kommunalpolitische Arbeit muss immer auch eine
intensive Pressearbeit mit einbeziehen, will man doch
als Partei oder Fraktion erreichen, dass die politische
Arbeit in der Öffentlichkeit gut wahrgenommen wird.

Zum Glück gibt es im Limburger Raum noch Lokal­
zeitungen, die eine wichtige Informationsarbeit leisten.
Es gibt bei den heimischen Zeitungen gute Jour­
nalistinnen und Journalisten, die das Geschehen in

interessante Artikel fassen. Und es gibt immer noch
Leserinnen und Leser, die die Presseartikel mit Interesse
aufnehmen.

Die Limburger Grünen unterrichten die heimische
Presse regelmäßig über ihre Aktivitäten. Dabei ist es für
uns als kleinere Partei nicht einfach, Presseerklärungen
in der heimischen Presse zeitnah veröffentlicht zu
bekommen. So haben wir Anfang Dezember eine
Presseerklärung zu einem grünen Antrag für einen
Radweg an der Diezer Straße eingereicht, der aber bis
zum heutigen Tage (07.01.2021) nicht abgedruckt
wurde.

Der Antrag wurde übrigens zur weiteren Beratung in
den zuständigen Ausschuss verwiesen und damit in die
Warteschlange geschoben.

Wir präsentieren die Presseerklärung hier im Wort­
laut, damit sich jede Leserin und jeder Leser selbst ein
eigenes Bild machen kann.

von Andreas Pötz

Die GRÜNEN sprechen sich dafür aus, dass die Stadt
Limburg sich im Bereich ihrer Gemarkung entschieden
dafür einsetzt, dass wertvolle Ackerböden geschützt und
möglichst nicht durch Gewerbeansiedlung, Wohnbe­
bauung und/oder Straßenbau versiegelt werden und
somit verlorengehen.

In Limburg sind in naher Zukunft großflächige An­
siedlungen auf besten Ackerböden geplant: So die Ge­
werbeansiedlungen und ein Baugebiet in Offheim und
die 25 ha Wohnbebauung Blumenrod V und VI. Im
Zusammenhang mit der Bebauung von Blumenrod V
und VI ist auch mit einer weiteren Straße ( evtl. Bau­
straße ) über den Acker zu rechnen. Diese großflächigen
Ansiedlungsvorhaben auf bestem Ackerland müssen
nach Ansicht der GRÜNEN noch einmal grundsätzlich
überdacht und Alternativen gesucht werden.

Angesichts des Klimawandels und angesichts des
rasanten Verlusts von Ackerland und Böden durch
Bebauung in ganz Deutschland und weltweit kann der
Verlust von mindestens 100 ha Ackerland innerhalb der
Grenzen von Limburg nicht verantwortet werden.

(Nebenbei: Auch die Ortsumgehung Lindenholz­

hausen verschlingt Ackerland; eine mögliche
Südumgehung noch viel mehr!)

Um der Aufgabe des Bodenschutzes gerecht zu
werden, sprechen sich die GRÜNEN dafür aus, dass die
Stadt Limburg ein Bodenschutzkozept aufstellt, in dem
konkrete Leitlinien für den Umgang mit der Ressource
Boden vorgegeben werden. Das Land Hessen ( GRÜNE
Regierungsbeteiligung !) empfiehlt ein solches Konzept
und fördert es auch!

Ein weiteres Anliegen der GRÜNEN ist der Schutz
der Frischluftschneisen und der Flächen für die
Frischluftproduktion. Ebenso sollen alle bestehenden
Grün ­ und Naherholungsflächen in Limburg (und
Ortsteilen) erhalten bleiben und geschützt werden.
Insbesondere sind dies: Schafsberg , Lahnufer,
Schirlinger Feld, Greifenberg, Tal Josaphat, Eppenau,
Linterer Wald, Egenolfanlage, Paradies, Stadtpark
Blumenrod und Bereiche in Offheim.

Auf Flächen, die nachverdichtet und bebaut werden,
soll genügend Raum zur Begrünung zur Verfügung
gehalten werden.

Bodenschutzkonzept für Limburg
von Christina Baldus­Hummer und Barbara Sylla­Belok
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Radwegeverbindungen an der Diezer Straße

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzt sich
ein für einen Radweg von der Limburger Innenstadt bis
zur Stadtgrenze von Diez und bittet die Stadt­
verordnetenversammlung, ihrem entsprechenden An­
trag zuzustimmen.

Hintergrund für diesen Antrag ist ein Bericht in der
heimischen Presse, in dem zu lesen war, dass auch im
Jahre 2021 und in den Jahren danach in mehreren
Bauabschnitten an der Diezer Straße Erneuerungsar­
beiten durchgeführt werden müssen.

„Hier gilt es, Nägel mit Köpfen zu machen“, so
Fraktionssprecher Sebastian Schaub. „Es gilt, Rad­
verkehrsanlagen an dieser wichtigen Bundesstraße B54
nach Diez zu bauen, die an den vorhandenen Radweg
auf Diezer Seite angebunden werden können.“

Nach Auffassung der GRÜNEN ist es auch aus
Kostengründen wichtig, den Bau des Radweges mit den
für 2021 und in den Folgejahren geplanten Bauarbeiten

zu koordinieren. „Deshalb gelte es, umgehend mit
Hessen Mobil Kontakt aufzunehmen, damit zeitnah die
planerischen Voraussetzungen für eine Umsetzung
dieser Radverkehrsanlagen an der Diezer Straße ge­
schaffen werden können“, so Fraktionssprecher Schaub.

In diesem Zusammenhang weisen die GRÜNEN auf
ein spezielles Förderprogramm des Bundes für Maß­
nahmen des Radverkehrs hin. Ab 1.Dezember dieses
Jahres können über dieses Sonderprogramm „Stadt und
Land“ bis zu 80% der Kosten für Radwege bezuschusst
werden. In Hessen allein stehen aus diesem Programm
rund 43 Millionen Euro zusätzlich für Projekte des
Radverkehrs zur Verfügung, die bis Ende 2023 fertig
gestellt werden müssen.

„Hier gilt es, schnell zu handeln“, so Schaub
abschließend, „ für die Diezer Straße und eventuell
auch für andere Radwegeverbindungen.“

Hier fehlt der Radweg. Radfahrerinnen und Radfahrer stellen immer wieder fest, dass das
Befahren der Diezer Straße mit Ängsten verbunden ist.
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Anträge und Anfragen in der
Stadtverordnetenversammlung

Wie allgemein bekannt ist, haben die Parteien in der
Stadtverordnetenversammlung die Möglichkeit, die
Politik der Stadt über Anträge (Antragschluss: 19 Tage
vor einer Stadtverordnetenversammlung) und natürlich
in geringerem Maße über Anfragen (Anfrageschluss: 12
Tage vor einer Stadtverordnetenversammlung) zu
beeinflussen.

Während bei den anderen
Parteien in den Zeiten der
Coronapandemie die Zahl
der Anträge und Anfragen
eher abgenommen hat,
haben wir GRÜNE unsere
Arbeit – speziell in der Zeit
von der Sommerpause bis
zum Jahresende 2020 –
weiter intensiviert.

So haben wir in dieser
Zeit insgesamt 9 Anträge
gestellt, wobei der Stadt­
verordnetenvorsteher einen
Antrag nicht auf die
Tagesordnung nehmen
wollte (siehe auch: Artikel

„Wintermärchen“). Dies sind mehr Anträge als CDU,
SPD. FDP und SÖFL zusammen in dieser Zeit gestellt
haben. Bei den Anfragen ist das ähnlich. Wir GRÜNE
haben nach der Sommerpause mit Abstand die meisten
Anfragen gestellt, nämlich 14 an der Zahl.

Ach ja ­ und dann gibt es noch einen
Stadtverordneten, der vor etwa zwei Jahren aus der

SPD­Fraktion ausgetreten
und bei der AFD
eingetreten ist. In der
Stadtverordnetenver­
sammlung blieb er als
fraktionsloser Stadtver­
ordneter. Dieser Mann hat
in seitdem nichts zum
Gelingen der parlamen­
tarischen Arbeit beige­
tragen, weder durch
Anträge oder Anfragen
noch durch besondere
Redebeiträge.
Mittlerweile ist er aus der
Stadtverordnetenversamm
lung ausgeschieden.

Mehr zu unseren Anträgen und Anfragen erfahren Sie im Internet auf unserer
Webseite:

https://gruene­limburg.de/index.php/stadtpolitik/

Neue Informationen von und zu unserer Bürgermeisterinkandidatin finden
Sie unter:

https://gruene­limburg.de/index.php/buergermeisterin/

Unsere Bürgermeisterinkandidatin Birgit Geis hat eine eigene Webseite:

http://birgitgeis­limburg.de/
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Wintermärchen

von Andreas Pötz

Dies ist die Geschichte eines grünen Antrags, über
den bis heute noch nicht in der Stadtverord­
netenversammlung entschieden werden konnte.

Mit dem Datum vom
27.10.20 stellten wir den
Antrag, die wichtigsten
Zweiradwegeverbindunge
n von den Stadtteilen nach
Limburg und innerhalb
Limburg selbst in die
Winterwartung aufzuneh­
men.

Begründet wurde der
Antrag folgendermaßen:
In diesem Jahr hat der
Radverkehr und der E­
Bikeverkehr in Limburg
immens zugenommen.
Dies betrifft den Frei­
zeitverkehr, den Alltags­
verkehr und auch den
Berufsverkehr. In der
Vorweihnachtszeit und in
der Winterzeit fällt einem
als Radfahrer allerdings
immer wieder auf, dass bei vielen Radwegeschildern
ein Zusatzschild angebracht ist, auf dem steht: „Keine
Winterwartung“.

Wir GRÜNE halten es aber für wichtig, dass die
wichtigsten Zweiradwegeverbindungen in Limburg in
die Winterwartung aufgenommen werden, damit für

alle Radfahrer/innen und E­
Bike­Fahrer/innen auch im
Winter relativ gefahrlose
Wege zur Verfügung stehen.

Stadtverordnetenvorsteher
Muth teilte daraufhin mit,
dass er den Antrag nicht auf
die Tagesordnung nehmen
werde. Auf schriftliche
Nachfrage von unserer
Fraktion erhielten wir vom
Stadtverordnetenvorsteher
die Antwort, dass die
Winterwartung eine Ange­
legenheit der laufenden Ver­
waltung und damit Sache
des Magistrats sei.

Damit wollten wir uns
aber nicht zufrieden geben
und wandten uns als letzte
Möglichkeit an die Kom­
munalaufsicht, die bei der

Kreisverwaltung des Landkreises angesiedelt ist. Diese
schloss sich schließlich unserer Auffassung an, dass der
Winterdienst bei wichtigen Radwegeverbindungen für

Limburg etwas Neues sei. Damit liege der
Antrag von uns durchaus in der Zuständigkeit
der Stadtverordnetenversammlung.

Nun fragen wir uns natürlich: Warum nicht
gleich so? Durch dieses Hick­Hack ging viel
Zeit verloren, und so ist es nicht mehr
möglich, eine Neuregelung in diesem Winter
umzusetzen.

Der Antrag wird nun leicht modifiziert auf
die Tagesordnung der nächsten Sitzung
genommen. Wir sind mal gespannt, ob sich
für den Antrag dann auch eine Mehrheit
findet.

So geht's auch: Geräumter Radweg bei
Wallmerod

Die Gesetze muss man kennen
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Schottergärten

von Senta Seip

In den letzten Jahren hat auch in Limburg eine
Unsitte um sich gegriffen, die einen Rückschritt für die
Stadtökologie bedeutet: Vorgärten werden mit
schwarzen Basaltbrocken zugeschüttet, so dass
Passanten darüber erschrecken.

Flächen um Gebäude, die nach hessischem Baurecht
offen bleiben müssen und früher mit Büschen und
Stauden offen blieben, Regen aufnahmen, Bodenleben
ermöglichten und für ein gutes Klima sorgten, sind
zunehmend versiegelt, tragen zur sommerlichen Hitze
in der Stadt bei und verhindern die Aufnahme von
Regenwasser.

Eigentlich muss das Übertreten der Bauvorschriften
(50 % eines Grundstücks muss offener Boden bleiben)
kontrolliert und auch geahndet werden. Wo dies nicht
geschieht, sind entsprechende Satzungen nötig und
möglich. Baugenehmigungen müssen an entsprechende
Bedingungen gebunden werden. Nicht so in Limburg.

Wir GRÜNE haben mehrmals auf die Misstände
hingewiesen. Außerdem haben wir Abhilfe eingefordert
mit einer Anfrage und mit zwei Anträgen. Zudem haben

wir Unterstützung einer Bürgerinitiative gefunden, die
in kurzer Zeit über 200 Unterschriften zu dem Anliegen
gesammelt hat: Ende der "Gärten des Grauens“
(Süddeutsche Zeitung). Dieses fehlende Handeln der
jetzigen Stadtspitze ist besonders negativ, weil die
Anträge seit über einem Jahr vorliegen, bisher nur in die
Ausschüsse verwiesen wurden und wie vieles andere
verschleppt werden; ein Besuch beim Bürgermeister
brachte außer netten Worten auch nichts.

Weil in Limburg immer mehr teure Gutachten
angefordert werden, weil teure Projekte ohne
ökologischen Mehrwert favorisiert werden, weil
aggressive Zersiedelungs­Pläne mit riesigen Nachfolge­
kosten und Verlust an Ackerland die Vorzeige­Projekte
der jetzigen Mehrheiten im Rathaus sind, werden wir
GRÜNE mit Birgit Geis gemeinsam nachhaltig die
Infrastruktur stärken, unsere Existenzgrundlagen,
unseren Boden, unser Trinkwasser schützen und für
Maßnahmen eintreten, die unsere Luft verbessern .

Und wichtig: Manche Maßnahmen wie „Ende der
Schottergärten“ kosten im Gegensatz zur Politik der
derzeitigen Mehrheiten NICHTS!

Leider gehen manche Städte und Gemeinden mit schlechtem Beispiel voran

Schotterkreisel vor Niederhadamar Schotterkreisel in Limburg
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